
 

 

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 

Verkündet am 
4.6.2013 
 
 
 
 

 

Az: B 11 AL 8/12 R 
 
L 2 AL 6/10 (LSG Hamburg) 
S 14 AL 954/05 (SG Hamburg) 
 
 
 
Freie und Hansestadt Hamburg, 
Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration, 
Hamburger Straße 47, 22083 Hamburg, 
 
 Klägerin und Revisionsbeklagte, 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Revisionsklägerin. 

 

 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom 

4. Juni 2013 durch die Vizepräsidentin   Dr.  W e t z e l - S t e i n w e d e l , 

die Richter   Dr.  L e i t h e r e r    und   Dr.  F i c h t e    sowie die ehrenamtliche  

Richterin    E n d e    und den ehrenamtlichen Richter   Dr.  H o e h l  

für Recht erkannt:  

 

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozialgerichts Hamburg vom 

15. Februar 2012 wird zurückgewiesen. 

 

Die Beklagte hat auch die Kosten des Revisionsverfahrens zu tragen. 

 

Der Streitwert wird auf 24 267,20 Euro festgesetzt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Klägerin begehrt von der Beklagten noch die Erstattung von 24 267,20 Euro, die sie als In-

tegrationsleistung im letzten Ausbildungsjahr (2003/2004) des gehörlosen, 1981 geborenen 

         D             (im Folgenden: Betroffener) für die Bezahlung von Gebärdensprachdolmet-

schern im Berufsschulunterricht aufgewandt hat. 

 

Der von Geburt an gehörlose und auf gebärdenabhängige Kommunikation angewiesene Be-

troffene durchlief nach dem Hauptschulabschluss ab Januar 2001 eine 3½-jährige Berufsausbil-

dung zum Elektroinstallateur, die von der Beklagten als "Reha-spezifische Einzelmaßnahme" im 

Sinne einer "Reha-spezifischen Ausbildungsbegleitung" gefördert wurde. Die betriebliche Aus-

bildung wurde ergänzt durch Berufsschulunterricht, der in Blöcken von je zweimal 3,25 Wochen 

pro Halbjahr durchgeführt wurde (duale Ausbildung). Die Kosten für im Berufsschulunterricht 

eingesetzte Gebärdensprachdolmetscher trug im ersten Ausbildungsjahr die für Schule und 

Berufsbildung zuständige Behörde der Klägerin. Für das zweite Ausbildungsjahr lehnte diese 

jedoch dem Betroffenen gegenüber die Leistung wegen fehlender Zuständigkeit ab. 

 

Mit Schreiben vom 2.10.2002 gab das Integrationsamt der Klägerin den Antrag des Betroffenen 

auf Übernahme der Kosten für einen Gebärdensprachdolmetscher während des Berufsschul-

unterrichts der Beklagten zur Kenntnis; sie wies auf § 33 Abs 8 S 1 Nr 3 und S 2 Sozialgesetz-

buch Neuntes Buch (SGB IX) hin, weil es sich bei der Ausbildung um eine Maßnahme zur Er-

langung eines Arbeitsplatzes handele. Die Beklagte erklärte unter dem 14.10.2002 der Klägerin 

gegenüber ihre Zuständigkeit als Kostenträgerin dem Grunde nach; erstattet würden die Kosten 

für den erforderlichen Einsatz eines Gebärdensprachdolmetschers für den Berufsschulunterricht 

im Rahmen der betrieblichen Ausbildung zum Elektroinstallateur entsprechend den vereinbarten 

Kostensätzen (40 Euro pro Stunde zzgl 40 Euro Wegepauschale). Daraufhin bewilligte die Klä-

gerin dem Betroffenen mit Bescheid vom 26.11.2002 einen zweckgebundenen, nicht rückzahl-

baren Zuschuss bis zur Höhe von 93 500 Euro für die Beschäftigung einer Arbeitsassistenz 

(Gebärdensprachdolmetscher) zur Unterstützung im Beschäftigungsverhältnis als Auszubilden-

der zum Elektroinstallateur für die Zeit vom 9.9.2002 bis zum 31.7.2004. Sie verwies auf die 

Abstimmung mit der Beklagten als zuständigem Rehabilitationsträger und gab dieser unter dem 

28.11.2002 eine Kopie des Bescheids als "mit Ihnen abgestimmte Entscheidung des Integrati-

onsamtes" zur Kenntnis. Sie kündigte an, dass sie die tatsächlich entstandenen Aufwendungen 

aus der Bewilligung nach § 33 Abs 8 S 2 SGB IX jährlich zur Erstattung aufgeben werde. 

 

Die Beklagte erstattete der Klägerin am 8.10.2003 für die Zeit vom 9.9.2002 bis 31.8.2003 ver-

auslagte Beträge in Höhe von 37 915,20 Euro für die Inanspruchnahme von Gebärdensprach-

dolmetschern, teilte aber mit Schreiben vom 14.10.2003 mit, dass sie ihre Kostenzusage vom 

14.10.2002 mit sofortiger Wirkung zurücknehme. Wie sich jetzt herausgestellt habe, liege die 

1 

2 

3 

4 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

- 4 - 

Kostenträgerschaft bei der zuständigen Schulbehörde. Denn es sei Aufgabe der Schulbehörde, 

jedem Jugendlichen, ob behindert oder nicht, die Teilnahme am Schul- oder Berufsschulunter-

richt zu ermöglichen. 

 

Nachdem im Berufsschuljahr 2003/2004 weitere Kosten für Gebärdensprachdolmetscher an-

gefallen waren, hat die Klägerin im Jahr 2005 zunächst Klage auf Erstattung von 38 488,80 Euro 

erhoben. Das Sozialgericht hat die Beklagte antragsgemäß zur Zahlung dieses Betrags verurteilt 

(Urteil vom 19.12.2007). Im Verfahren über die Berufung der Beklagten hat die Klägerin (mit 

Telefax vom 9.2.2012) die Klage in Höhe von 1763,20 Euro zurückgenommen, weil ent-

sprechende Dolmetscherkosten einen Zeitraum beträfen, während dessen kein Berufsschul-

unterricht stattgefunden habe. Die Beklagte hat ihre Berufung in der mündlichen Verhandlung 

vor dem Landessozialgericht (LSG) vom 15.2.2012 in Höhe eines Teilbetrags von 

12 458,40 Euro zurückgenommen, weil sie insoweit die Erstattung von Gebärdensprachdolmet-

scherhonoraren betroffen habe, die bereits vor dem Widerruf der Kostenzusage angefallen 

seien.  

 

Mit Urteil vom 15.2.2012 hat das LSG die Berufung der Beklagten zurückgewiesen und zur Be-

gründung im Wesentlichen ausgeführt: In Höhe des nach Teilrücknahmen von Klage und Beru-

fung noch offenen Kostenbetrags in Höhe von 24 267,20 Euro stehe der Klägerin ein Erstat-

tungsanspruch gegen die Beklagte zu. Denn im Vertrauen auf die von der Beklagten am 

14.10.2002 abgegebene Kostenübernahmezusage habe sie den Bewilligungsbescheid vom 

26.11.2002 erlassen, an den sie gebunden sei. Damit unterliege ihre Erwartung, die Beklagte 

werde die zugesagten Kosten für die Gebärdensprachdolmetscher, die sich stets im Rahmen 

der vereinbarten Kostensätze gehalten hätten, erstatten, einem Vertrauensschutz. Eine unbe-

dingte Kostenzusage dem Grunde nach für die restliche Zeit der Ausbildung des Betroffenen zu 

widerrufen, sei treuwidrig und unwirksam. Überdies sei die Beklagte auch der materiell zustän-

dige Leistungsträger. Denn sie habe die Gestellung eines Gebärdensprachdolmetschers für den 

Berufsschulunterricht im Rahmen einer dualen Ausbildung als Leistung nach § 33 Abs 3 Nr 4 

SGB IX (berufliche Ausbildung, auch soweit die Leistungen in einem zeitlich nicht überwiegen-

den Abschnitt schulisch durchgeführt würden) zu erbringen. Der Erstattungsanspruch der Kläge-

rin beruhe ab 1.5.2004 auf § 102 Abs 6 S 4 SGB IX, wonach dem Integrationsamt auf eine er-

brachte Leistung entfallende Aufwendungen erstattet würden, wenn für diese ein anderer Träger 

zuständig sei. Für Zeiträume davor beruhe der Erstattungsanspruch auf § 102 Abs 6 iVm § 14 

Abs 4 S 1 SGB IX in der bis zum 30.4.2004 geltenden Fassung. Die Erforderlichkeit der För-

derung des Betroffenen habe die Beklagte durch ihre Zuständigkeitserklärung nebst Kostenzu-

sage anerkannt. § 33 Abs 3 Nr 4 SGB IX umfasse mit der Teilhabeleistung "berufliche Ausbil-

dung" auch den schulischen Teil. Dass das Gesetz stets lediglich nicht abschließende Regelbei-

spiele für den Leistungsumfang nenne, tatsächlich aber alles Erforderliche zu gewähren sei, 

zeige ausdrücklich § 109 Abs 1 S 2 Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III), wonach die Teil-

nahmekosten auch weitere Aufwendungen beinhalteten, die wegen Art und Schwere der Behin-

derung unvermeidbar entstünden. Ein Nachrang der Beklagten hinsichtlich der Leistungspflicht 
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iS des § 22 Abs 2 S 1 SGB III komme nicht in Betracht, weil kein anderer Rehabilitationsträger 

im Sinne des SGB IX zuständig sei. Hinsichtlich der Klägerin als Schulträgerin sei ein Anspruch 

auf Erbringung gleichartiger Leistungen im hamburgischen Landesschulrecht nicht formuliert. 

Schließlich stehe dem Leistungsanspruch nicht entgegen, dass die Klägerin die im Schuljahr 

2003/2004 aufgewendeten Kosten für Gebärdensprachdolmetscher erst mit der Klageerhebung 

am 5.10.2005 - und damit mehr als zwölf Monate nach Ablauf des letzten Tags, für den die Lei-

stungen erbracht worden seien - beziffert habe. Denn die Beklagte habe vor Bewilligung der 

Leistung mit Bescheid vom 26.11.2002 die maßgeblichen Umstände gekannt. Entsprechend 

habe sie die Kosten für das Schuljahr 2002/2003 beglichen; einer weiteren Geltendmachung für 

das Folgeschuljahr habe es nicht mehr bedurft. 

 

Mit der - vom LSG zugelassenen - Revision rügt die Beklagte die Verletzung materiellen Rechts 

(§ 33 Abs 3 Nr 4, Abs 8 S 2, § 102 Abs 6 S 4 SGB IX, §§ 100, 103 SGB III) und trägt zur Be-

gründung im Wesentlichen vor: Ihre Leistungsverpflichtung ergebe sich nicht aus dem SGB IX; 

denn nach § 5 Nr 2 SGB IX habe sie nur Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben zu erbringen. 

Hierzu zählten Leistungen für Gebärdensprachdolmetscher an der Berufsschule nicht. Entgegen 

der Auffassung des LSG beschränke auch § 7 SGB IX die Leistungspflicht der Beklagten. Ihre 

Verpflichtung reduziere sich auf Leistungen nach den "geltenden Leistungsgesetzen", zu denen 

zB auch § 22 Abs 2 S 1 SGB III zähle. Nach dieser Vorschrift dürfe sie allgemeine und beson-

dere Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben einschließlich der Leistungen an Arbeitgeber und 

der Leistungen an Träger nur erbringen, sofern nicht ein anderer Rehabilitationsträger im Sinne 

des SGB IX zuständig sei. Die Klägerin sei aber in ihrer Eigenschaft als örtlicher Träger der 

Sozialhilfe gemäß § 6 Abs 1 Nr 7, § 5 Nr 2 SGB IX auch für Leistungen zur Teilhabe am Ar-

beitsleben zuständig und insoweit gegenüber ihr, der Beklagten, vorrangig leistungsverpflichtet. 

Den §§ 97 ff SGB III lasse sich ebenfalls keine Leistungspflicht ihrerseits entnehmen. Die dort 

genannten Leistungen umfassten nicht die Finanzierung eines Gebärdensprachdolmetschers, 

selbst wenn dieser für eine erfolgreiche Berufsausbildung notwendig sein sollte. Soweit in ihren 

Geschäftsanweisungen ausgeführt sei, dass die sonstigen Hilfen nach § 33 Abs 3 Nr 6 SGB IX 

ua die Aufwendungen für den vorübergehenden Einsatz eines Gebärdensprachdolmetschers im 

Zusammenhang mit der Einarbeitung eines Hör- und Sprachgeschädigten umfassten, ändere 

dies nichts daran, dass die Durchführung des Unterrichts ausschließlich Aufgabe der Länder sei 

und deshalb auch nach § 60 Abs 1 iVm § 99 SGB III Kosten im Zusammenhang mit dem Be-

rufsschulunterricht nicht förderbar seien. Aus der "Kostenzusage" vom 14.10.2002 leite das LSG 

zu Unrecht einen eigenständigen Erstattungsanspruch der Klägerin ab. Diese Zusage sei 

obsolet geworden, weil sie, die Beklagte, mit Schreiben vom 14.10.2003 eine weitere Kosten-

übernahme abgelehnt habe.  

 

Die Beklagte beantragt, 

das Urteil des Landessozialgerichts Hamburg vom 15. Februar 2012 und das Urteil des 

Sozialgerichts Hamburg vom 19. Dezember 2007 aufzuheben und die Klage abzuweisen. 
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Die Klägerin beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.  

 

 

II 

 

Die Revision der Beklagten ist unbegründet (§ 170 Abs 1 S 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Das 

LSG hat zu Recht entschieden, dass die Beklagte der Klägerin die für Einsätze von Gebärden-

sprachdolmetschern im Berufsschulunterricht des Betroffenen im Schuljahr 2003/2004 veraus-

lagten Kosten in Höhe von noch 24 267,20 Euro zu erstatten hat. 

 

1. Wie das LSG zutreffend ausgeführt hat, prüft das Gericht, das über ein Rechtsmittel gegen 

eine Entscheidung in der Hauptsache entscheidet, nicht, ob der beschrittene Rechtsweg zuläs-

sig ist (§ 202 SGG iVm § 17a Abs 5 Gerichtsverfassungsgesetz). Für den Senat - wie schon für 

das LSG - besteht damit Rechtswegbindung. 

 

2. Die Zuständigkeit der Sozialgerichtsbarkeit folgt indes auch aus § 51 Abs 1 SGG (in Abgren-

zung zur verwaltungsgerichtlichen Generalklausel des § 40 Verwaltungsgerichtsordnung 

<VwGO>). Hiernach entscheiden die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit über öffentlich-recht-

liche Streitigkeiten ua in Angelegenheiten der Arbeitsförderung einschließlich der übrigen Auf-

gaben der Bundesagentur für Arbeit (Nr 4) sowie in sonstigen Angelegenheiten der Sozialversi-

cherung (Nr 5). Sozialversicherungsangelegenheiten im Sinne dieser Regelungen sind alle mit 

der Anwendung sozialversicherungsrechtlicher Vorschriften zusammenhängende Angelegen-

heiten, wozu auch die Erstattungsstreitigkeiten zählen (Wolf-Dellen in Breitkreuz/Fichte, SGG, 

2009, § 51 RdNr 46; Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 51 RdNr 11 

mwN). Da die Bundesagentur für Arbeit (BA) auf Erstattung von Kosten in Anspruch genommen 

wird, die im Zusammenhang mit der Eingliederung eines behinderten Menschen in das Arbeits-

leben - und damit in ihrem Aufgabenbereich der Arbeitsförderung (§ 51 Abs 1 Nr 4 SGG) - an-

gefallen sind, sind diese Voraussetzungen erfüllt.  

 

3. Der Senat lässt dahinstehen, ob sich der Erstattungsanspruch der Klägerin trotz deren späte-

rer "Rücknahme" bereits aus der mit Schreiben vom 14.10.2002 erteilten unbedingten Kosten-

zusage dem Grunde nach ergibt, weil hierin - wovon das LSG ausgegangen ist - ein sogenann-

tes deklaratorisches Schuldanerkenntnis zu sehen sein könnte. Denn jedenfalls ist die Beklagte 

der materiell-rechtlich zuständige Leistungsträger. Ihre Leistungspflicht beruht auf den gesetz-

lichen Erstattungsvorschriften. 

 

4. Rechtsgrundlage für das Erstattungsbegehren ab dem 1.5.2004 ist § 102 Abs 6 S 4 SGB IX 

(in der Fassung des Gesetzes vom 23.4.2004, BGBl I S 606 - nF), wonach dem Integrationsamt 
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auf eine vorläufig erbrachte Leistung entfallende Aufwendungen erstattet werden, wenn für 

diese ein anderer Träger zuständig ist. Für Zeiträume davor beruht der Erstattungsanspruch auf 

§ 102 Abs 6 SGB IX in der bis zum 30.4.2004 geltenden Fassung, der hinsichtlich der Erstattung 

auf § 14 SGB IX verweist. 

 

a) Die Beklagte ist nach § 6 Abs 1 Nr 2 iVm § 5 Nr 2 SGB IX zuständiger Rehabilitationsträger 

für die dem Betroffenen von der Klägerin erbrachten Eingliederungsleistungen. Denn es handelt 

sich - wie im Folgenden ausgeführt wird - um Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben. Sie sind 

von der Klägerin auch nur "vorläufig" iS des § 102 Abs 6 S 3 SGB IX nF erbracht worden. Dies 

folgt bereits aus dem Bewilligungsbescheid der Klägerin vom 26.11.2002 mit dem Hinweis auf 

die Abstimmung mit der Beklagten als dem (eigentlich) zuständigen Rehabilitationsträger. Im 

Rahmen der Förderung der beruflichen Ausbildung des Betroffenen durch eine "Reha-spezifi-

sche Einzelmaßnahme" hat die Beklagte (auch) die Kosten für den Einsatz von 

Gebärdensprachdolmetschern im Berufsschulunterricht zu tragen.  

 

Die (vorläufige) Erbringung einer Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben war auch unverzüglich 

erforderlich iS des § 102 Abs 6 S 3 SGB IX nF bzw § 14 Abs 4 S 1 SGB IX. Das Tatbestands-

merkmal der Unverzüglichkeit spielt nur im Verhältnis des Integrationsamts zum Berechtigten 

eine Rolle; die Klägerin durfte (und musste) die Leistung - nach eigener Prüfung - vorläufig er-

bringen, um den Erfolg der Ausbildung des Betroffenen innerhalb der von der Beklagten getra-

genen Berufsausbildung als "Reha-spezifische Einzelmaßnahme" zu gewährleisten. Sie hat 

mithin eine rechtmäßige (Vor-)Leistung erbracht, deren Kostenersatz sie von der Beklagten 

begehrt. 

 

b) Rechtsgrundlage für einen Anspruch des Betroffenen gegen die Beklagte auf Erbringung von 

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sind § 97 Abs 1, § 98 Abs 1 Nr 2, Abs 2 SGB III (in der 

bis zum 31.3.2012 geltenden Fassung - aF) iVm §§ 99, 103 SGB III aF. Nach § 97 Abs 1, § 98 

Abs 1 Nr 2, Abs 2 SGB III aF können behinderten Menschen Teilhabeleistungen, insbesondere 

auch ergänzende Leistungen, ua erbracht werden, um deren Erwerbsfähigkeit herzustellen. 

Anders als von der Beklagten angenommen sind Leistungen im Berufsschulbereich nicht bereits 

deshalb aus ihrem Zuständigkeitsbereich ausgenommen, weil § 60 SGB III aF eine berufliche 

Ausbildung nur dann als förderungsfähig ansieht, wenn sie in einem - etwa nach dem Berufsbil-

dungsgesetz - anerkannten Ausbildungsberuf erfolgt, von "schulischer Ausbildung" dort also 

nicht die Rede ist. Denn zum einen erfolgte die Förderung der beruflichen Ausbildung, zu der 

der Berufsschulunterricht als Blockunterricht gehörte (duale Ausbildung), als "Reha-spezifische 

Einzelmaßnahme" ohne eine Differenzierung zwischen praktischem und schulischem Teil der 

Ausbildung. Dies wäre auch sachwidrig gewesen; denn die betriebliche Ausbildung wird nicht 

deshalb zu einer von § 60 Abs 1 SGB III aF nicht erfassten schulischen Ausbildung, weil sie im 

Rahmen des berufsordnungsgemäßen Verlaufs Teile mit Berufsschulunterricht (hier Blockunter-

richt) enthält (vgl BSG SozR 4-4300 § 64 Nr 2 RdNr 10 ff; BSG SozR 3-4100 § 40 Nr 2; 

Urmersbach in Eicher/Schlegel, SGB III, § 60 RdNr 40 mwN, Stand Mai 2009; Stratmann in 
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Niesel/Brand, SGB III, 5. Aufl 2010, § 60 RdNr 9 - jeweils mwN). Darüber hinaus handelt es sich 

bei der Eingliederung des Betroffenen nicht um die allgemeine Förderung der Berufsausbildung 

nach dem Fünften Abschnitt des SGB III aF, sondern um eine Förderung der Teilhabe eines 

behinderten Menschen am Arbeitsleben nach dem Siebten Abschnitt des SGB III aF. Gemäß 

§ 99 SGB III aF richten sich die allgemeinen und besonderen Leistungen aber nur nach den 

Vorschriften des (ua) Fünften Abschnitts (Förderung der Berufsausbildung), soweit nachfolgend 

nichts Abweichendes bestimmt ist. 

 

c) Abweichendes im Leistungsrahmen ergibt sich jedoch aus § 103 SGB III aF (ab 1.4.2012 

§ 118 SGB III), der die im Dritten Unterabschnitt des Siebten Abschnitts des SGB III aF behan-

delten besonderen Leistungen näher definiert, iVm § 33 Abs 3 Nr 6 und Abs 8 SGB IX. Zu den 

besonderen Leistungen zählen auch die bis zum 30.6.2001 in § 114 SGB III (Fassung vom 

24.3.1997 - BGBl I 594) geregelten "sonstigen Hilfen", die mit Inkrafttreten des SGB IX 

(1.7.2001) in § 33 Abs 3 Nr 6, Abs 8 SGB IX übernommen worden sind. Diese Hilfen umfassen 

"insbesondere" die bisher in § 114 Nr 1 bis 5 SGB III aF näher umschriebenen Aufwendungen 

und Leistungen, die sich heute in § 33 Abs 3 Nr 6 iVm Abs 8 SGB IX - ergänzt um die Kosten 

einer notwendigen Arbeitsassistenz - wiederfinden. Damit ersetzt (bzw "verallgemeinert" <vgl die 

Gesetzesbegründung in BT-Drucks 14/5074, S 107, 108>) § 33 Abs 3 Nr 6 iVm Abs 8 SGB IX 

den bisherigen, durch Art 3 SGB IX aufgehobenen § 114 SGB III (vgl Götze in Hauck/Noftz, 

SGB IX, K § 33 RdNr 31, Stand Einzelkommentierung Dezember 2012). Dementsprechend ist 

§ 103 SGB III aF dahingehend redaktionell überarbeitet worden, dass dort ua die Nr 4 (betref-

fend die sonstigen Hilfen) aufgehoben worden ist (vgl BT-Drucks 14/5074, S 52 zu Nr 14 und 

S 116 zu Nr 1 bis 26). Damit sind die sonstigen Hilfen als besondere Leistungen iS des § 103 

SGB III aF nicht entfallen, sondern als besondere Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (vgl 

die ebenfalls ab 1.7.2001 erfolgte Neufassung des § 98 SGB III) in § 33 Abs 3 Nr 6 und Abs 8 

SGB IX geregelt. Die Streichung des § 103 Nr 4 SGB III aF ist deshalb auch nicht als Rege-

lungslücke zu interpretieren, soweit Aufwendungen für sonstige Hilfen iS des § 33 Abs 3 Nr 6 

SGB IX - wie hier - keine Teilnahmekosten für eine Maßnahme (§ 103 Nr 3 SGB III aF) sind (so 

allerdings das Bundesverwaltungsgericht <BVerwG> Urteil vom 10.1.2013 - 5 C 24/11 - Juris 

RdNr 32 = Behindertenrecht 2013, 84, 87 - zur Erstattungsfähigkeit der Aufwendungen für eine 

fachkompetente Kommunikationshilfe <Arbeitsassistenz für die Berufsschulbegleitung eines 

Gehörlosen in Gebärdensprache>). Denn die Aufzählung der besonderen Leistungen in Satz 1 

der Vorschrift ist nicht abschließend; subsidiär gelten die Vorschriften des SGB IX (so auch Luik 

in Eicher/Schlegel, SGB III, § 103 RdNr 2 mwN, Stand Juni 2006; Keller in 

Mutschler/Bartz/Schmidt-De Caluwe, SGB III, 3. Aufl 2008, § 103 RdNr 4 ff). Zu den besonderen 

Leistungen zählt aber auch die Übernahme der Kosten für einen Gebärdensprachdolmetscher 

(dazu sogleich unter 5.). 

 

5. Die Klägerin hat auch eine besondere Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben erbracht. Die 

Übernahme der Aufwendungen für den Einsatz der Gebärdensprachdolmetscher zur Ermög-

lichung der Teilnahme des Berechtigten am Berufsschulunterricht als schulischem Teil einer 
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dualen Ausbildung ist eine Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben iS von § 33 Abs 1 SGB IX 

(sogleich zu a). Zwar unterfällt die Leistung weder § 33 Abs 3 Nr 4 noch § 33 Abs 3 Nr 6 iVm 

Abs 8 S 1 Nr 3 SGB IX (zu b). Es handelt sich jedoch um eine sonstige Hilfe zur Förderung der 

Teilhabe am Arbeitsleben nach § 33 Abs 3 Nr 6 SGB IX (zu c). 

 

a) Gemäß § 33 Abs 1 SGB IX werden zur Teilhabe am Arbeitsleben die erforderlichen Leistun-

gen erbracht, um die Erwerbsfähigkeit Behinderter oder von Behinderung bedrohter Menschen 

entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit zu erhalten, zu verbessern, herzustellen oder wiederher-

zustellen und ihre Teilhabe am Arbeitsleben möglichst auf Dauer zu sichern. Nach Abs 3 Nr 4 

der Vorschrift umfassen die Leistungen insbesondere die berufliche Ausbildung, auch soweit die 

Leistungen in einem zeitlich nicht überwiegenden Abschnitt schulisch durchgeführt werden. Die 

Leistungen zur beruflichen Ausbildung (Nr 4) zielen auf das erstmalige Erlangen einer abge-

schlossenen Berufsausbildung (vgl Bieritz-Harder in Lachwitz/Schellhorn/Welti, SGB IX, 3. Aufl 

2010, § 33 RdNr 25 mit Hinweis auf § 101 Abs 2 SGB III aF). Demgemäß diente die Finanzie-

rung des Einsatzes von Gebärdensprachdolmetschern der beruflichen Rehabilitation des Be-

troffenen. Denn der Einsatz der Gebärdensprachdolmetscher erfolgte in einem die berufliche 

Ausbildung begleitenden, diese nicht überwiegenden Berufsschulunterricht; er war mithin auf die 

Herstellung der Erwerbsfähigkeit des Berechtigten gerichtet.  

 

b) Unmittelbar aus § 33 Abs 3 Nr 4 SGB IX ergibt sich der Anspruch des Betroffenen auf Kos-

tenübernahme für einen Gebärdensprachdolmetscher indes nicht. Denn diese Vorschrift betrifft 

nur die berufliche Ausbildung als solche. Hierzu zählen nur Leistungen, die selbst Teil der Aus-

bildung sind (BSGE 100, 1 = SozR 4-3250 § 33 Nr 1). Als integrierter Bestandteil der Ausbildung 

ist der Einsatz von Gebärdensprachdolmetschern aber nicht zu verstehen. Denn der Gebärden-

sprachdolmetscher fungiert lediglich als Sprachmittler des Ausbildenden (so auch BVerwG Urteil 

vom 10.1.2013 - 5 C 24/11 - Juris RdNr 12, 13 = Behindertenrecht 2013, 84, 85).  

 

Auch § 33 Abs 3 Nr 6 SGB IX beschreibt den Anspruch auf die streitige Leistung nicht direkt. 

Nach dieser Vorschrift umfassen die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben auch sonstige 

Hilfen zur Förderung, um behinderten Menschen eine angemessene und geeignete Beschäfti-

gung oder eine selbständige Tätigkeit zu ermöglichen und zu erhalten; diese Hilfen werden in 

Abs 8 der Vorschrift beispielhaft konkretisiert. Gemäß § 33 Abs 8 S 1 Nr 3 SGB IX umfassen die 

Leistungen nach Abs 3 Nr 6 auch die Kosten einer notwendigen Arbeitsassistenz für schwer-

behinderte Menschen als Hilfe zur Erlangung eines Arbeitsplatzes. Bei dem Einsatz von Gebär-

densprachdolmetschern ging es hier aber nicht um die Erlangung eines Arbeitsplatzes, sondern 

um die Ermöglichung der Teilnahme des Berechtigten am Berufsschulunterricht als schulischem 

Teil der dualen Ausbildung. Der erfolgreiche Abschluss der Berufsausbildung ist lediglich 

Voraussetzung für die Erlangung eines Arbeitsplatzes und zielt selbst nicht auf dessen Vermitt-

lung; dies lässt schon die Differenzierung zwischen der beruflichen Ausbildung iS des Abs 3 

Nr 4 und dem Arbeitsplatz iS des Abs 3 Nr 1 und Abs 8 S 1 Nr 3 des Gesetzes erkennen (vgl 

BVerwG, aaO - Juris RdNr 17 = Behindertenrecht 2013, 84, 85). 
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c) Die Förderung des Einsatzes von Gebärdensprachdolmetschern ist jedoch ein in § 33 Abs 8 

SGB IX nicht näher konkretisierter Fall einer sonstigen Hilfe zur Förderung der Teilnahme am 

Arbeitsleben iS des § 33 Abs 3 Nr 6 SGB IX. Denn die in § 33 Abs 3 und Abs 8 S 1 SGB IX ent-

haltenen Leistungskataloge sind nicht abschließend. Dies folgt aus der Wortwahl in § 33 Abs 3 

SGB IX, wonach "insbesondere" die unter 1. bis 6. angesprochenen Aufwendungen und Hilfen 

von dem Begriff der Teilhabe am Arbeitsleben umfasst werden (vgl nur Pahlen in 

Neumann/Pahlen/Majerski-Pahlen, SGB IX, 12. Aufl 2010, § 33 RdNr 16; Geschäftsanweisung 

der BA zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben im SGB IX, Stand 30.4.2012, Nr 33.3.1). 

Diese Angaben werden durch Abs 8 S 1 der Vorschrift lediglich konkretisiert; denn dort heißt es, 

dass Leistungen nach Abs 3 Nr 1 bis 6 "auch" die nun näher in Abs 8 S 1 Nr 1 bis 6 beschriebe-

nen Maßnahmen und Leistungen umfassen. 

 

Die sonstigen Hilfen iS des § 33 Abs 3 Nr 6 SGB IX stehen im Zusammenhang mit der berufli-

chen Tätigkeit behinderter Menschen. Diese Regelung hat - wegen der Verwendung des Wortes 

"insbesondere" im Einleitungssatz - die Funktion eines Auffangtatbestands; sie wiederholt und 

konkretisiert in ihrem zweiten Teil lediglich das in Abs 1 der Vorschrift bereits ausgedrückte Re-

gelungsziel (Pahlen in Neumann/Pahlen/Majerski-Pahlen, SGB IX, 12. Aufl 2010, § 33 RdNr 16; 

Wendt in GK-SGB IX, § 33 RdNr 82, Stand Einzelkommentierung August 2012). Ihr Ziel ist es 

mithin, die berufliche Eingliederung behinderter Menschen in die Gesellschaft umfassend zu 

fördern. Da hierzu - wie bereits ausgeführt - auch die begleitende schulische Berufsausbildung 

zählt, gehört auch die ausbildungsbegleitende persönliche Hilfe (hier: durch Gebärdensprach-

dolmetscher) zu den Aufwendungen und Leistungen, die zur Eingliederung in das Erwerbsleben 

geleistet werden. In der Gesetzesbegründung zu § 33 SGB IX (vgl BT-Drucks 14/5074, S 107, 

108) heißt es dazu: "Die Vorschrift beschreibt in den Absätzen 1 und 3, welche Leistungen zur 

Teilhabe am Arbeitsleben von den hierfür zuständigen Rehabilitationsträgern zu erbringen sind. 

Die Aufzählung der wichtigsten Leistungen in Absatz 3 stimmt weitgehend mit § 11 Abs 2 Reha-

bilitations-Angleichungsgesetz und den entsprechenden Regelungen für die einzelnen Träger 

überein." Neues Recht ist mithin nicht geschaffen worden. 

 

Dass § 33 Abs 3 Nr 6 iVm Abs 8 SGB IX den früheren, durch Art 3 SGB IX aufgehobenen § 114 

SGB III ersetzt, ist bereits oben zu 4c erläutert worden. Entgegen den Ausführungen der Be-

klagten ist mit den seit dem 1.7.2001 in § 33 Abs 3 Nr 6 SGB IX verankerten sonstigen Hilfen 

auch insoweit keine Rechtsänderung gegenüber dem bis zum 30.6.2001 in § 114 SGB III aF 

verankerten Rechtszustand eingetreten. Die Leistungskataloge beider Vorschriften waren und 

sind offen ausgestaltet, womit der Gesetzgeber dem Bestreben Ausdruck verliehen hat, die 

Möglichkeit einer beruflichen Eingliederung des behinderten Menschen in jeder Hinsicht grund-

sätzlich auszuschöpfen (vgl auch BVerwG, aaO Juris RdNr 20 = Behindertenrecht 2013, 84, 86). 

Wie die Beklagte im Übrigen selbst ausführt (vgl Geschäftsanweisung der BA zur Förderung der 

Teilhabe am Arbeitsleben im SGB IX, Stand 30.4.2012, Nr 33.3.1), zählen nach ihrer Wei-

sungslage zu den sonstigen Hilfen iS des § 33 Abs 3 Nr 6 SGB IX ua Aufwendungen für einen 
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vorübergehenden Einsatz eines Gebärdensprachdolmetschers im Zusammenhang mit der Ein-

arbeitung eines Hör- und Sprachgeschädigten sowie zusätzliche Kosten für die Teilnahme am 

Berufsschulunterricht an einer Schule für Hörgeschädigte. Selbst wenn sie damit diese Leis-

tungen - wie im Revisionsverfahren vorgetragen - auf den Einsatz von Gebärdensprachdolmet-

schern an einer bestimmten (Berufs-)Schule (Rheinisch-Westfälisches Berufskolleg in Essen) 

begrenzen wollte, wäre diese Vorgehensweise jedenfalls am Maßstab der Erforderlichkeit zu 

messen (vgl § 102 Abs 1 SGB III aF, § 33 Abs 1 SGB IX). Die Erforderlichkeit der Förderung 

des Betroffenen durch duale Berufsausbildung mit Gestellung von Gebärdensprachdolmet-

schern ist jedoch nach den bindenden tatsächlichen Feststellungen des LSG zweifelsfrei ge-

geben.  

 

6. Die Erbringung der besonderen Leistungen zur Teilhabe durch die Beklagte ist auch nicht 

nach § 22 Abs 1 SGB III aF ausgeschlossen. Nach dieser Vorschrift dürfen Leistungen der akti-

ven Arbeitsförderung nur erbracht werden, wenn nicht andere Leistungsträger oder andere öf-

fentlich-rechtliche Stellen zur Erbringung gleichartiger Leistungen gesetzlich verpflichtet sind. 

Eine vorrangige Leistungsverpflichtung eines anderen Trägers von Leistungen zur Teilhabe am 

Arbeitsleben ist nicht ersichtlich. Eine andere - ggf nach Landesrecht (Schulrecht) - verpflichtete 

öffentlich-rechtliche Stelle ist nach den den Senat bindenden Feststellungen des LSG (§ 163 

SGG) zum hamburgischen Landesrecht ebenfalls nicht leistungsverpflichtet. Die Beklagte be-

hauptet zwar, dass Normen des bayerischen Schulrechts denen des hamburgischen "inhaltlich 

vergleichbar" seien. Damit ist jedoch nicht iS des § 162 SGG substantiiert dargetan, dass das 

angefochtene Urteil auf der Verletzung einer Vorschrift beruht, deren Geltungsbereich sich über 

den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus erstreckt. Es bedarf deshalb auch keiner weiteren 

Vertiefung, dass solche Darlegungen schon fristgerecht mit der Revisionsbegründung (§ 164 

Abs 2 SGG) hätten erfolgen müssen.  

 

7. Schließlich bestehen weder hinsichtlich der Höhe der Erstattungsforderung der Klägerin noch 

deren rechtzeitiger Geltendmachung innerhalb der Ausschlussfrist (§ 111 Sozialgesetzbuch 

Zehntes Buch), wie bereits das LSG zutreffend ausgeführt hat, rechtliche Bedenken. 

 

8. Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a SGG iVm § 154 Abs 1 und 2, § 155 Abs 1 S 3 und 

Abs 2 VwGO. Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf § 63 Abs 2, § 52 Abs 3 Gerichts-

kostengesetz. 
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